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2 5 2 . Kundmachung: Ausdehnung des Anwendungsbereiches des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation auf Grönland.

2 5 3 . Kundmachung: Abänderungsprotokoll zum Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Niederlande.

2 5 4 . Ergänzungsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung einerseits und den Regierungen der
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Hohen Behörde
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl andererseits über die Einführung direkter
internationaler Eisenbahntarife im Durchgangsverkehr mit Kohle und Stahl durch das
Staatsgebiet der Republik Österreich.

2 5 5 . Protokoll der XII. Tagung der in Artikel 6 des Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der italienischen Regierung über die Regelung des erleichterten Warenaustausches
zwischen den österreichischen Bundesländern Tirol und Vorarlberg und der italienischen
Region Trentino-Tiroler Etschland vorgesehenen Gemischten Kommission.

2 5 6 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft in Madrid und dem spanischen Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten über die Verlängerung der Schutzfrist für Werke der Literatur
und der Kunst.

2 5 7 . Protokoll zum Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Föde-
rativen Volksrepublik Jugoslawien über den grenzüberschreitenden Personen- und Güter-
verkehr auf der Straße.

2 5 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 5. Oktober 1961, betreffend die Aus-
dehnung des Anwendungsbereiches des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 220/1961) auf Grönland.

Nach Mitteilung der Regierung Schwedens hat Dänemark gemäß Artikel 43 Absatz 2 des Über-
einkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation erklärt, daß dieses Uber-
einkommen ab 1. Juli 1961 mit folgenden Vorbehalten auch auf Grönland Anwendung findet:

(Übersetzung.)

1. Dänemark behält sich das Recht vor,
jederzeit vor dem 1. Juli 1970 dänische Zölle
und mengenmäßige Beschränkungen auf Grön-
land mit der Maßgabe auszudehnen, daß diese
Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen in
Übereinstimmung mit den Artikeln 3, 10 und 11
des Übereinkommens nach und nach herab-
gesetzt bzw. abgeschafft werden.

2. Angesichts des beschränkten Umfanges
und der außergewöhnlichen Art der wirtschaft-
lichen Tätigkeit in Grönland, behält sich Däne-
mark das Recht vor, den grönländischen Aus-
gleichsfonds zum Zwecke der Einkommens-
stabilisierung grönländischer Produzenten bei-
zubehalten.

3. Angesichts des beschränkten Umfangs
und der außergewöhnlichen Art der wirtschaft-
lichen Tätigkeit in Grönland und der dort
bestehenden besonderen sozialen und demo-
graphischen Verhältnisse behält sich Dänemark
das Recht vor, so lange, als diese Verhältnisse
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bestehen, die Errichtung und den Betrieb wirt-
schaftlicher Unternehmungen in Grönland nur
Personen, die die dänische Staatsbürgerschaft
besitzen und ihren ständigen Wohnsitz in Grön-
land haben, zu gestatten.

Gorbach

2 5 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 9. Oktober 1961, betreffend ein
Abänderungsprotokoll zum Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundes-

regierung und der Regierung der Niederlande (BGBl. Nr. 228/1949).

(Übersetzung.)

ABÄNDERUNGSPROTOKOLL

Während der Verhandlungen, die in Den Haag
am 24. und 25. Mai 1961 zwischen den zustän-
digen Luftfahrtbehörden von Österreich und der
Niederlande in Übereinstimmung mit Artikel 8
des Luftverkehrsabkommens zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung
der Niederlande stattgefunden haben, wurde
vereinbart, den Anhang zu dem besagten Ab-
kommen wie folgt abzuändern:

ANHANG

zum Luftverkehrsabkommen zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung

der Niederlande.

Abschnitt I

1. Den von der österreichischen Regierung
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen wird
das Recht zum Durchflug und zu nichtgewerbs-
mäßigen Landungen gewährt sowie das Recht,
im internationalen Verkehr Fluggäste, Post und
Fracht an den dem internationalen Luftverkehr
offenstehenden Punkten im niederländischen Ge-
biet auf den nachstehenden Strecken in beiden
Richtungen aufzunehmen und abzusetzen:

Österreich, entweder direkt oder über Zwi-
schenpunkte nach Punkten in den Niederlanden
und darüber hinaus.

2. Den von der Regierung der Niederlande
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen wird
das Recht zum Durchflug und zu nichtgewerbs-
mäßigen Landungen gewährt sowie das Recht,
im internationalen Verkehr Fluggäste, Post und
Fracht an den dem internationalen Luftverkehr
offenstehenden Punkten im österreichischen Ge-
biet in beiden Richtungen aufzunehmen und
abzusetzen:
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Niederlande, entweder direkt oder über Zwi-
schenpunkte nach Punkten in Österreich und
darüber hinaus.

3. Die Zwischenpunkte und Punkte darüber
hinaus, wie unter 1. und 2. vorgesehen, werden
zwischen den zuständigen Luftfahrtbehörden der
beiden Vertragschließenden Teile vereinbart.

Abschnitt II

Der Betrieb der in Abschnitt I genannten
Strecken unterliegt den nachstehenden Bedin-
gungen:

1. Den Fluglinienunternehmen der beiden Ver-
tragschließenden Teile soll in gerechter und
gleicher Weise Gelegenheit zum Betrieb der ver-
einbarten Fluglinien auf den festgelegten Strecken
gegeben werden.

2. Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien
sollen die Fluglinienunternehmen jedes Vertrag-
schließenden Teiles die Interessen der Fluglinien-
unternehmen des anderen Vertragschließenden
Teiles berücksichtigen, damit die von letzteren
auf allen oder einem Teil der gleichen Flug-
strecken betriebenen Fluglinien nicht ungebühr-
lich beeinträchtigt werden.

3. Die von den namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen der Vertragschließenden Teile be-
triebenen vereinbarten Fluglinien sollen in enger
Beziehung zu dem Verkehrsbedürfnis der Öffent-
lichkeit auf den festgelegten Strecken stehen und
als Hauptaufgabe die Beistellung einer Kapazität
haben, die bei angemessener Ausnützung aus-
reicht, den jeweiligen und normalerweise voraus-
sehbaren Bedarf für Fluggäste, Fracht und Post
zwischen dem Gebiet des das Fluglinienunter-
nehmen namhaft machenden Vertragschließenden
Teiles und dem letzten Bestimmungsland des
Verkehrs zu decken.

4. Das Beförderungsangebot für Fluggäste,
Fracht und Post, die an Punkten auf den fest-
gelegten Flugstrecken im Gebiet anderer Staaten
als jener, die das Fluglinienunternehmen nam-
haft gemacht haben, aufgenommen oder abge-
setzt werden, soll dem allgemeinen Grundsatz
entsprechen, daß sich die Kapazität richtet nach:

a) den Verkehrsbedürfnissen zwischen dem
Herkunftsland und den Bestimmungslän-
dern;

b) den Verkehrsbedürfnissen in dem vom
Fluglinienunternehmen durchflogenen Ge-
biet unter Rücksichtnahme auf die von
anderen Fluglinienunternehmen dieses Ge-
bietes errichteten lokalen oder regionalen
Verkehrsdienste und
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c) der Betriebsnotwendigkeit des Durchgangs-
verkehrs.

Den Haag, 25. Mai 1961.

Für das Bundesministerium für Verkehr und Elektri-
zitätswirtschaft, als zuständige Luftfahrtbehörde:

Dr. Otto Jettmar

Für die zuständige niederländische Luftfahrtbehörde:

M. Kruys

Gorbach

254.

ERGÄNZUNGSABKOMMEN ZUM AB-
KOMMEN VOM 26. JULI 1957 zwischen
der Österreichischen Bundesregierung einer-

seits
und

den Regierungen der Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl und der Hohen Behörde der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl

andererseits

über die
Einführung direkter internationaler Eisen-
bahntarife im Durchgangsverkehr mit Kohle
und Stahl durch das Staatsgebiet der Republik

Österreich

Die Bundesregierung der Republik Österreich
(nachstehend Österreichische Bundesregierung
genannt)

einerseits
und die Regierungen der Mitgliedstaaten der

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(nachstehend Gemeinschaft genannt) und die
Hohe Behörde der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl (nachstehend Hohe Behörde
genannt)

andererseits,

haben im Hinblick auf das Abkommen vom
26. Juli 1957 über die Einführung direkter inter-
nationaler Eisenbahntarife im Durchgangsver-
kehr mit Kohle und Stahl durch das Staatsgebiet
der Republik Österreich,

insbesondere im Hinblick auf die Anlage I zu
diesem Abkommen über die Berechnung der
Frachtanteile der Österreichischen Bundesbahnen,
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im Hinblick auf die Änderungsvorschläge, die
der gemäß dem vorgenannten Abkommen ge-
bildete Transportausschuß ausgearbeitet hat,

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Anlage I des Abkommens wird wie folgt
geändert:

a) die Ziffer 3 dieser Anlage wird Ziffer 5;

b) als neue Ziffer 3 und 4 werden folgende
Bestimmungen eingefügt:
3. Jede Änderung der in Ziffer 1 ent-

haltenen Regeln zur Bildung der Fracht-
sätze und der in Ziffer 2 vorgesehenen
Kürzungen der Frachtsätze muß, sofern
sie unter das Verfahren von Artikel 8
des Abkommens fällt, von der Österreichi-
schen Bundesregierung, den Regierungen
der Mitgliedstaaten und der Hohen
Behörde vereinbart und im „Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften" ver-
öffentlicht werden.

4. Jede Änderung der in Ziffer 1 enthaltenen
Regeln zur Bildung der Frachtsätze und
der in Ziffer 2 vorgesehenen Kürzungen
der Frachtsätze auf Grund einer Ände-
rung der Frachtsätze des österreichischen
Binnentarifs muß, sofern sie nicht das
Verfahren nach Artikel 8 des Abkommens
bedingt, mindestens 15 Tage vor dem in
Aussicht genommenen Zeitpunkt ihrer
Anwendung den am Abkommen be-
teiligten Regierungen und der Hohen
Behörde zur Kenntnis gebracht werden.
Die Änderung ist im „Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften" zu ver-
öffentlichen.

Artikel 2

Die Hohe Behörde erkennt dieses Ergänzungs-
abkommen mit der Unterzeichnung als ver-
bindlich an.

Jede der Regierungen der Mitgliedstaaten teilt
der Österreichischen Bundesregierung auf diplo-
matischem Wege mit, daß dieses Ergänzungs-
abkommen entsprechend den Bestimmungen ihres
innerstaatlichen Rechts anwendbar ist. Die
Österreichische Bundesregierung notifiziert die
so erfolgten Mitteilungen den übrigen vertrag-
schließenden Teilen.

Dieses Ergänzungsabkommen tritt einen Monat
nach dem Zeitpunkt in Kraft, an dem die Öster-
reichische Bundesregierung den übrigen vertrag-
schließenden Teilen notifiziert, daß das Er-
gänzungsabkommen in sämtlichen Mitglied-
staaten und in der Republik Österreich anwendbar
ist.
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Artikel 3

Das vorliegende Ergänzungsabkommen wird
bei der Österreichischen Bundesregierung hinter-
legt. Diese übersendet der Hohen Behörde und
den Regierungen der Mitgliedstaaten beglaubigte
Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die unter-
zeichneten, ordnungsmäßig bevollmächtigten Ver-
treter der Österreichischen Bundesregierung, der
Regierungen der Mitgliedstaaten und der Hohen Be-
dieses Ergänzungsabkommen unterzeichnet.

Geschehen zuLuxemburg, den 29. Novemberl960
in deutscher, französischer, italienischer und
niederländischer Sprache, wobei alle vier Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Dieses Ergänzungsabkommen ist gemäß seinem Artikel 2 am 6. November 1961 in Kraft
getreten.

Gorbach

2 5 5 . Protokoll der XII. Tagung der in
Artikel 6 des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der
Italienischen Regierung über die Regelung
des erleichterten Warenaustausches zwischen
den österreichischen Bundesländern Tirol und
Vorarlberg und der italienischen Region
Trentino-Tiroler Etschland vom 12. Mai
1949*) vorgesehenen Gemischten Kom-

mission.

Die in Artikel 6 des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Ita-
lienischen Regierung über die Regelung des

*) BGBL Nr. 125/1957, in der Fassung der Kund-
machung BGBl. Nr. 265/1958.

erleichterten Warenaustausches zwischen den
österreichischen Bundesländern Tirol und Vor-
arlberg und der italienischen Region Trentino-
Tiroler Etschland vorgesehene Gemischte Kom-
mission hat ihre XII. Tagung in der Zeit vom
12. bis 15. Juni 1961 in Riva am Gardasee ab-
gehalten.

Die Gemischte Kommission hat nach Prüfung
der Abwicklung des Warenverkehrs zwischen
den beteiligten Regionen im abgelaufenen Ver-
tragsjahr folgendes vereinbart:

Artikel 1.

Die dem Protokoll vom 23. Juni 1954 ange-
schlossene Liste A wird durch die diesem Proto-
koll angeschlossene Liste A ersetzt.
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Die dem Protokoll vom 29. Oktober 1959
angeschlossenen Listen B werden durch die
diesem Protokoll angeschlossenen Listen B
ersetzt.

Die Listen treten mit 1. Oktober 1960 in
Kraft und gelten bis 30. September 1961.

Artikel 2.

Die Bestimmungen der Protokolle vom 1.7. Ok-
tober 1953, 23. Juni 1954, 26. April 1955, 7. April
1956, 13. April 1957, 2. Oktober 1958 und
29. Oktober 1959 und die betreffenden Beilagen
bleiben, soweit sie nicht im Gegensatz zu den
Bestimmungen dieses Protokolls stehen, weiter-
hin in Kraft. Dies gilt insbesondere auch für
jene Bestimmungen des Protokolls vom 23. Juni
1954, laut welchen die durch beiderseitige Libe-
ralisierungsmaßnahmen derzeit praktisch nicht
wirksamen Kontingente der Listen A für den
Fall einer Abänderung der Liberalisierungs-
bestimmungen automatisch wieder voll in Kraft
treten.

Artikel 3.

Die in der Liste A und den Listen B enthaltenen
Jahreskontingente erneuern sich automatisch
jeweils für ein weiteres Vertragsjahr, falls eine
Tagung der Gemischten Kommission vor Ablauf
des betreffenden Vertragsjahres nicht stattfinden
sollte.

Die im Zeitraum vom 1. Oktober 1960 bis
30. September 1961 — beziehungsweise im
Falle einer automatischen Verlängerung im
betreffenden Vertragsjahre — erteilten Ein- und
Ausfuhrbewilligungen können jeweils auch über
den 30. September des Vertragsjahres hinaus ohne
Anrechnung auf die Kontingente des folgenden
Vertragsjahres ausgenützt werden. Die Bewilli-
gungen können überdies nötigenfalls verlängert
werden.

Die im laufenden Vertragsjahre im Sinne der
Vereinbarungen von Meran auf diplomatischem
Wege bewilligten Kontingentüberziehungen wer-
den auf die Kontingente des Vertragsjahres
1960/61 nicht angerechnet.

Artikel 4.

Das vorliegende Protokoll ist in deutscher
und italienischer Sprache verfaßt, wobei beide
Texte gleichermaßen authentisch sind.

Gegeben zu Riva am Gardasee, am 15. Juni 1961.

Der Vorsitzende der
österreichischen Delegation :

Willfort m. p.

Der Vorsitzende der
italienischen Delegation:

Alverà m. p.
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Ausfuhr aus Trentino-Tiroler Etschland nach Tirol-Vorarlberg
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Ausfuhr aus Trentino-Tiroler Etschland nach Tirol-Vorarlberg
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Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino-Tiroler Etschland
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Der Vorsitzende der italienischen Delegation
an den Vorsitzenden der österreichischen Delegation

Riva, am 15. Juni 1961.

Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom heutigen Tage zu bestätigen, welches fol-
gendermaßen lautet:

„Im Verlaufe der heute beendeten XII. Tagung
der Gemischten Kommission auf Grund des
Regionalabkommens hat die italienische Dele-
gation das Ersuchen gestellt, die Einfuhr von
20.000 hl Wein über das in der Liste A vorge-
sehene Kontingent Nr. 5 hinaus zuzulassen.

Namens der österreichischen Delegation be-
ehre ich mich, Ihnen hiezu folgendes zu er-
klären :

Im Falle das bestehende allgemeine öster-
reichische Globalkontingent für den Import von
Wein infolge eines erhöhten Bedarfes über-
schritten wird, werden die österreichischen Be-
hörden, wie sie es schon bisher regelmäßig getan
haben, geeignete Maßnahmen treffen, damit
zusätzliche Weineinfuhren aus der begünstigten
Region Trentino-Tiroler Etschland über die in
der Liste A vorgesehene Kontingentmenge
hinaus in einem entsprechenden Ausmaß statt-
finden können.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich
von der vorstehenden Erklärung Kenntnis ge-
nommen habe, und benütze die Gelegenheit,
um Sie, Herr Vorsitzender, meiner ausgezeichne-
ten Hochachtung zu versichern.

Alverà m. p.

Gorbach

2 5 6 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft in Madrid und dem spanischen
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten über die Verlängerung der Schutzfrist für

Werke der Literatur und der Kunst.

(Übersetzung.)

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
IN SPANIEN

Nr. 1176-A/59

Die Österreichische Botschaft beehrt sich,
dem Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten anverwahrt eine Abschrift des Artikels III
des österreichischen Bundesgesetzes vom 8. Juli
1953 über das Urheberrecht (BGBl. Nr. 106/1953)
zu übermitteln, welches mehrere Bestimmungen
des Bundesgesetzes vom 9. April 1936 (BGBl. Nr.
111/1936) abändert, und ihm folgendes zur
Kenntnis zu bringen:

Nach Ansicht der zuständigen österreichischen
Behörden genießen die in Artikel III, Abs. 1,
des oben erwähnten österreichischen Bundes-
gesetzes vom 8. Juli 1953 aufgezählten Werke
der Literatur und der Kunst bei Erfüllung der
in diesem Gesetz festgelegten Bedingungen
auch in Spanien eine Schutzfrist von 57 Jahren.
Diese Schutzfrist ergibt sich aus den Bestimmun-
gen des österreichischen Bundesgesetzes vom
8. Juli 1953, welches die durch Artikel 7 Abs. 1
des Berner Übereinkommens zum Schutze von
Werken der Literatur und der Kunst, unter-
zeichnet am 9. September 1886 und zuletzt
revidiert in Brüssel am 26. Juni 1948, durch
Artikel 7 Abs. 2 dieses Übereinkommens und
durch Artikel 50 des spanischen Gesetzes über
das geistige Eigentum vom 10. Jänner 1879
gewährte Schutzfrist um sieben Jahre verlängert.
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Gemäß Abs. 2 des oben erwähnten Artikels III
sollen nun die Werke spanischer Urheber,
welche außerhalb Österreichs veröffentlicht
wurden, in Österreich eine Schutzfrist von
57 Jahren genießen, da Spanien den Werken
österreichischer Urheber den gleichen Schutz
gewährt.

Nach Ansicht der österreichischen Behörden
ergeben sich diese Folgerungen aus den österr-
reichischen und spanischen Gesetzesbestimmungen
sowie aus den oben erwähnten diesbezüglichen
Bestimmungen des Berner Übereinkommens,
ohne daß zu diesem Zweck der Abschluß eines
besonderen Abkommens notwendig wäre.

Die Österreichische Botschaft wäre dem
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
für eine Bekanntgabe dankbar, ob dies auch die
Ansicht der spanischen Behörden ist.

Im übrigen darf die Botschaft das Ministerium
für Auswärtige Angelegenheiten um Mitteilung
bitten, ob nach Ansicht der spanischen Behörden
die Königliche Verordnung vom 16. April 1912,
betreffend den Schutz, welcher Werken öster-
reichischer Urheber in Spanien gewährt wird,
im Hinblick auf die am 26. Juni 1948 in Brüssel
durchgeführte Revision des Berner Überein-
kommens als hinfällig zu betrachten ist.

Die Österreichische Botschaft benützt diese
Gelegenheit, um dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten die Versicherung seiner aus-
gezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Madrid, am 4. Mai 1959

An das
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
Madrid

(Übersetzung)

MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE
ANGELEGENHEITEN

R. C.
Num. 50

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten begrüßt die Österreichische Botschaft in
Madrid und beehrt sich, ihr unter Bezugnahme
auf die Verbalnote Nr. 3339-A/59 vom 13. Juli 1. J.
mitzuteilen, daß die zuständigen spanischen
Behörden die mit Verbalnote Nr. 1913-A/59
vom 4. Mai 1959 diesem Ministerium zur Kennt-
nis gebrachte Ansicht der österreichischen Be-
hörden teilen. Diese lautet dahingehend, daß
zwischen Spanien und Österreich im Hinblick
auf das Berner Übereinkommen und dessen
Revisionen, welche von beiden Staaten unter-
zeichnet wurden, kein besonderes Abkommen
erforderlich ist, um die in Österreich einge-
führte siebenjährige Verlängerung der im ge-
nannten Übereinkommen und in seiner Brüsseler
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Fassung vom 26. Juni 1948 vorgesehenen
fünfzigjährigen Schutzfrist in Spanien wirksam
werden zu lassen; dies umso mehr, als Spanien
im Verhältnis zu Österreich die Gegenseitigkeit
in Angelegenheiten des geistigen Eigentums
durch Königliche Verordnung vom 1. April 1912
(Gesetzblatt vom 3. April 1912), welche seit
dem 16. des genannten Monats in Kraft steht,
erklärt hat. Infolge dieser Gegenseitigkeits-
erklärung und auf Grund des Art. 50 des spani-
schen Gesetzes über das geistige Eigentum vom
10. Jänner 1879 hat die in Österreich einge-
führte siebenjährige Verlängerung der Schutz-
frist in Spanien rechtliche Geltung erlangt.

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten benützt diese Gelegenheit, um der Öster-
reichischen Botschaft die Versicherung seiner
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Madrid, am 4. August 1959.

An die Österreichische Botschaft
Madrid.

Gorbach

257.

Nachdem das Protokoll zum Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über den grenzüberschreitenden
Personen- und Güterverkehr auf der Straße, BGBl. Nr. 223/1961, welches also lautet:

PROTOKOLL

Die Republik Österreich und die Föderative
Volksrepublik Jugoslawien sind übereingekom-
men, daß jugoslawische Unternehmungen im
Kraftfahrlinienverkehr (ausgenommen Transit-
linienverkehr) für Beförderungen in Österreich
von der Beförderungssteuer unter der Voraus-
setzung befreit sind, daß österreichische Unter-
nehmungen im Kraftfahrlinienverkehr (ausge-
nommen Transitlinienverkehr) für Beförderun-
gen in Jugoslawien von jugoslawischen Straßen-
taxen befreit sind.

Dieses Protokoll ist zu ratifizieren. Es wird
mit dem Tage des Austausches der Ratifikations-
urkunden, welcher in Belgrad stattfinden wird,
in Kraft treten und kann unter Einhaltung einer
zwölfmonatigen Kündigungsfrist jederzeit ge-
kündigt werden.

Geschehen zu Wien, am 14. April eintausend-
neunhunderteinundsechzig, in zwei Ausfertigun-
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gen, in deutscher und serbokroatischer Sprache,
wobei beide Texte in gleicher Weise maßgebend
sind.

Für die Republik Österreich:
Kreisky

Für die Föderative Volksrepublik Jugoslawien:
Ivo Sarajčić

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. Juli 1961.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Klaus

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden wurden am 19. Oktober 1961 ausgetauscht.

Gorbach


